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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Vorlage 

Ministerium der Finanzen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

an den Haushalts- und Finanzausschuss 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags 
Nordrhein-Westfalen gemäß § Ba Haushaltsgesetz 2023 in die Ver­
ausgabung der vom Bund zugesagten Leistungen für Härtefallhilfen 
für private Haushalte wegen stark gestiegener Energiekosten für 
nicht leitun9s9ebundene Ener9ieträ9er 

Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags Nord­
rhein-Westfalen am 27. April 2023 

1. Beschluss des Deutschen Bundestags vom 15. Dezember 2022 

Zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger sowie zur Stützung der Wirt­
schaft hat der Bund eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, die im Rahmen 
des Wirtschaftsstabilisierungsfonds finanziert werden. 

Der Deutsche Bundestag hat die. Bundesregierung mit Beschluss vom 
15. Dezember 2022 aufgeford~rt. den Ländern für eine Härtefallregelung 
für private Haushalte, die von besonders stark gestiegenen Mehrkosten 
für nicht leitungsgebundene Energieträger im Jahr 2022 betroffen sind , 
Bundesmittel über den Wirtschaftsstabilisierungsfonds zur Verfügung zu 
stellen . Es wurde eine Härtefallregelung zur Entlastung bei der Nutzung 
von nicht leitungsgebundenen Brennstoffen, wie zum Beispiel Heizöl, Pel­
lets und Flüssiggas, eingerichtet. Dabei können Rechnungen im Zeitraum 
vom 1. Januar 2022 bis zum 1. Dezember 2022 berücksichtigt werden. 

Dazu hat der Bund im Wirtschaftsstabilisierungsfonds insgesamt maximal 
1,8 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt. Der Bund wird mit den Ländern je­
weils eine Verwaltungsvereinbarung zur Ausgestaltung des Härtefall­
fonds schließen. Der Bund erklärt sich bereit, auf Grundlage des König-
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steiner Schlüssels Abschlagszahlungen und Verwaltungskostenpauscha­
len an die Länder zu leisten. Anschließend sollen die Mittel mit einem 
Nachweis der Verwendung gegenüber dem Bund bis spätestens Ende 
2025 abgerechnet werden. 

Die Verteilung der Bundesmittel an die Länder erfolgt nach Maßgabe der 
Verwaltungsvereinbarung, der der Haushaltsausschuss des Bundesta­
ges am 29. März 2023 zugestimmt hat. In der Kabinettsitzung am 18. April 
2023 hat die Landesregierung die „Verwaltungsvereinbarung über Härte­
fallhilfen für private Haushalte wegen stark gestiegener Energiekosten für 
nicht leitungsgebundene Energieträger" der Ministerin für Heimat, Kom­
munales, Bau und Digitalisierung beschlossen. 

Nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen des Bundes 
kann Nordrhein-Westfalen für die Härtefallhilfen bis zum Ablauf des 
3. November 2023 Bundesmittel bis zum für das Land festgelegten 
Höchstbetrag abrufen. Für Nordrhein-Westfalen stehen in dieser 
,,Runde 1" abrufbare Bundesmittel in Höhe von 379.366.560 EUR zur Ver­
fügung. 

Von diesem Betrag können pauschal bis zu 3 Prozent (rund 11,4 Mio. 
EUR) für Verwaltungskosten verwendet werden. Die die Verwaltungskos­
tenpauschale übersteigenden Verwaltungskosten zur Durchführung die­
ser Vereinbarung und der darin vorgesehenen Härtefallhilfen sind vom 
Land aus bereiten Mitteln der beteiligten Ressorts zu tragen. 

Das Land meldet dem Bund bis zum Ablauf des 3. November 2023 den 
Gesamtnennbetrag der im Land bis zum Ablauf des 20. Oktober 2023 
beantragten Härtefallhilfen. 

Wenn der Nennbetrag aller bis zum Ablauf des 20. Oktober 2023 im Land 
beantragten Härtefallhilfen den Nennbetrag der bis zum Ablauf des 3. No­
vember 2023 vom Land abgerufenen Bundesmittel (abzüglich Verwal­
tungskostenpauschale) übersteigt, hat das Land Anspruch auf einen An­
teil der zu diesem Zeitpunkt insgesamt noch verbleibenden Bundesmittel 
(,,Nachverteilungsanspruch in Runde 2"). 

Soweit die vom Land nach dieser Vereinbarung abgerufenen Bundesmit­
tel den Gesamtnennbetrag der im Land bis zum Ablauf des 20. Oktober 
2023 beantragten Härtefallhilfen übersteigen, ist die Differenz unverzüg­
lich, spätestens jedoch bis zum 10. November 2023 an den Bund zurück 
zu überweisen. 
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Der Gesamtbetrag der vom Land gewährten Härtefallhilfen darf den oben 
angegebenen Betrag der Bundesmittel in Höhe von 379.366.560 EUR, 
abzüglich der verausgabten Sachmittel, nicht übersteigen. 

2. Verausgabung der zusätzlichen Einnahmen des Bundes 

Mit der haushaltsgesetzlichen Regelung in § Sa Haushaltsgesetz 2023 
wird das Ministerium der Finanzen ermächtigt, mit Zustimmung des Haus­
halts- und Finanzausschusses des Landtags in die Leistungen von zu­
sätzlichen Ausgaben mit Mitteln des Bundes einzuwilligen, wenn und so­
weit hierfür unmittelbar oder mittelbar zusätzliche Finanzmittel des Bun­
des zweckgebunden zur Verfügung gestellt werden. Das Ministerium wird 
ermächtigt, die für die Vereinnahmung und Verausgabung erforderlichen 
Haushaltsstrukturen (Haushaltstitel, Haushaltsvermerke, Verpflichtungs­
ermächtigungen) einzurichten, sofern diese noch nicht vorhanden sind. 

Aufgrund dieser Regelung können die vom Bund zugesagten Mittel ver­
einnahmt und ohne einen Nachtragshaushalt 2023 im Rahmen der vom 
Bund vorgegebenen Zweckbindung mit Zustimmung des Haushalts- und 
Finanzausschusses des Landtags verausgabt werden. 

rkC--1' *-cL...J,_ 
Dr. Marcus Optendrenk 
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